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STUDIE 

Entwurf einer sozialverträglichen Gestaltungsalternative für den 
geplanten Computereinsatz der Fraktion 'Die Grünen im Bun­
destag' unter besonderer Berücksichtigung des geplanten Mo­
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Ein Zusammenschluß aus Mitgliedern des 

CHAOS COMPUTER CLUB 

ARBEITSKREIS POLITISCHER COMPUTEREINSATZ 

Auf der Basis eines im Auftrag des Bundestages erstellten 
umfangreichen Planungskonzepts zur Einführung eines gemein­
samen Informations- und Kommunikationssystems für das Parla­
ment, die Fraktionen und die Wahlkreisbüros der Abgeordneten 
galt es, dieses kritisch zu bewerten und die Gestaltungsmög­
lichkeiten für die Grünen im Bundestag auszuarbeiten. 

Im Vordergrund steht die Intensivierung der -kommunikativen 
Begegnung. Technische Mittel wurden daraufhin untersucht, ob 
sie in diesem Sinne informationsökologisch eingesetzt werden 
können. 

Gemeinsam mit der Fraktion der Grünen wurde dieser Entwurf 
einer sozialverträglichen Gestaltungsalternative erarbeitet. 
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Vorwort 
Die vorliegende Studie, die der Deutsche Bundestag in Auftrag gegeben 
hat, wurde in Kooperation mit der Fraktion "DIE GRÜNEN IM 
BUNDESTAG" erstellt. Anlaß war die Entscheidung des Bundestages, die 
Parlamentsarbeit durch Einführung von Computertechnik In Verbindung mit 
einer ISDN-Nebenstellenanlage (PAHLAKOM) zu rationalisieren. Nach drei­
monatiger Arbeit würde das Erfiebnis am 20. Oktober 1986 der Fraktion 
übergeben. 

Mit der Begründung, daß von der ISDN-Anlage eine zu große Gefährdung 
des Datenschutzes ausgeht, beschloß die Fraktion am 11.11.1986, sich 
nicht an PARLAKOM zu beteiligen. Zugleich machte die Fraktion deutlich, 
daß es Aufgabe der Mitarbeiter sei, - nach Abschluß einer Betriebsverein­
barung mit dem Betriebsrat - in einzelnen Arbeitsbereichen einen selbstbe­
stimmten Computereinsatz zu praktizieren. Diese Betriebsvereinbarung 
wurde am 11.12.1986 verabschiedet und räumt dem Betriebsrat ein Veto­
recht bei der Einführung von Computern ein. 

Die Verfasser dieser Studie sind ein ad-hoc Zusammenschluß unabhängig 
voneinander arbeitender Männer. Einige von ihnen diskutieren - und erpro­
ben - seit Jahren Möglichkeiten, Computer und Medien Jenseits tayloristi-
scher Rationalisierungsinteressen zu nutzen. Sechs Mitglieder des Teams 
benutzen selbst regelmäßig Computer als Kommunikationsmedium. Für sie 
war diese Arbeit zugleich auch ein praxisbezogenes Pilotprojekt. 

Im wöchentlichen Wechsel waren jeweils drei Gruppenmitglieder in Bonn. 
Für den Informationsaustausch wurde ein sogenannter "Mailbox"-Rechner 
genutzt, der als Informationspool diente, in den jeder Nachrichten einge­
ben und abrufen konnte. Dadurch haben wir erprobt, inwieweit elektroni­
sche Kommunikation zur Koordination einer Arbeitsgruppe geeignet ist, die 
sich nicht regelmäßig "am Arbeitsplatz" tr i f f t . 

Es wurde aber auch eine mögliche informationelle Diskriminierung der bei­
den Gruppenmitglieder deutlich, die nicht am elektronischen Information­
saustausch teilnahmen. Um einen gemeinsamen Informationsstand zu er­
reichen, mußten sie zusätzlich per Telefon informiert werden. Das wurde 
manchmal einfach "vergessen". Gleichzeitig vereinfachte und beschleunig­
te die Nutzung der Mailbox den Informationsaustausch zwischen den ande­
ren Gruppenmitgliedern. 

Wir haben die Fraktion und den Deutschen Bundestag gebeten, uns die 
Veröffentlichung der Studie zu gestatten, weil wir glauben, das Thema 
auch für Nicht-Spezialisten und Computer nicht berühren (müssende) Men­
schen verständlich dargestellt zu haben. Einige Mitglieder der grünen Frak­
t ion hätten sie leider gerne in der Schublade verschwinden lassen, und wie 
uns zugetragen wurde, wird Interessenten auf Anfrage bei der Fraktion die 
Studie nicht vollständig zugänglich gemacht, obwohl der Fraktionsvorstand 
bereits am 10.11.1986 sein Einverständnis zur Veröffentlichung zu Protokoll 
gegeben hatte. 

Wir hoffen, daß diese Studie dazu beiträgt, endlich aus der Sackgasse der 
weitverbreiteten Totalverweigerung herauszukommen und auf dem Gebiet 
der Computernutzung ähnlich zu experimentieren, wie dies in den 70er Jah­
rer, mit dem Medium Video in den sogenannten "Medienläden" geschehen 
ist. 

Der Deutsche Bundestag legt Wert auf die Feststellung, daß die alleinige 
Verantwortung für den Inhalt der Studie bei den Verfassern liegt. Wir möch­
ten uns für die unbürokratische Art bedanken, mit der diese Veröffentli­
chung ermöglicht wurde. 

DIE HAMBURGER 
Hamburg, den 21. Januar 1987 

Essenz 
Die Haltung der Grünen zu den Fern­
meldetechniken (IuK-Techniken) hat 
sich noch nicht zu einer fundierten 
Postpolitik entwickelt. 

An der Basis beginnen immer mehr 
Gruppen, Computer für ihre eigenen 
Projekte zu nutzen. 

Historisch geht es seit Herrschafts 
Zeiten um die Kontrolle des fort­
geschrittensten Mediums. 

Politisch um informationelle Selbst­bestimmung. 

Kulturell um die Entwicklung von 
Netzwerken, netzgemäßem Denken und 
Handeln. 

Wirtschaftlich muß eine dezentrale 
Netztechnologie entwickelt werden. 
Eine Beteiligung an Parlakom ist 
nicht wichtig, da das rigide Hard­
warekonzept (Teletex) nicht flexibel 
genug ist für einen phantasievollen 
Einsatz. Wegen der Kosten ist eine 
allgemeine Anwendung an der Basis 
nicht möglich. 

Statt dessen empfehlen wir die Ein­
richtung einer Orientierungsstube, 
die praktische Hilfe für die Com­
puteranwendung bieten soll und die 
Tradition von Gegenöffentlichkeit 
(Medienläden) der '70er Jahre fort­
entwickelt . 
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Kritisches Bewußtsein 
Politische Handlungsbereitschaft 

Die Grünen im Bundestag sind eine Oppositionspartei, deren 
Politik mit basisdemokratischem Anspruch in das ihrer Auffassung 
nach "falsche Bewußtsein" der Menschen einzugreifen versucht. 
In diesem Sinne haben sie gewisse Erfolge im Umweltschutz und 
In Fragen zur Atomenergie erzielt. Bei den sogenannten 
Informations- und Kommunikationstechniken (Femmelde-
Techniken) sind die Grünen für konsequente Ablehnung bekannt. 
Mit der anlaufenden Einführung der Computertechnik durch die 
Verwaltung des Deutschen Bundestags sind sie jetzt institutionell 
betroffen und stehen vor der Schwierigkeit, Ihre Kriterien an sich 
selbst anwenden und Im Alltag demokratisch praktizieren zu 
müssen. 

Entgegen der offiziellen Parteilinie können sich zunehmend mehr 
Mitarbeiterinnen eine Anwendung für den privaten und dienst­
lichen Gebrauch vorstellen. Sie setzen Datenverarbeitung ein 
•oder stehen kurz vor der Entscheidung, Computer zu kaufen. 
Allerdings hängen die Entscheidungskriterien vielfach von der 
überzogenen Werbung diverser Hersteller ab. Welterhin werden 
Speicherschreibmaschinen gekauft. Well sie als normale Schreib­
maschinen gelten, entfallen regelmäßig die tarifrechtlich ver­
einbarten Zulagen für qualifizierte Tätigkeit. Des weiteren 
dienen sie zur gewerkschaftlich abgesegneten Akzeptanzschaf­
fung der Mikroelektronik. Speicherschreibmaschinen sind nichts 
anderes als Computer, sie sehen nur nicht so aus. 

Eine den offiziellen Verlautbarungen entsprechende Totalver­
weigerung wurde uns gegenüber eher selten formuliert. Die 
Motive der schweigenden Mehrheit, die jegliche Zusammenarbeit 
mit den Teams boykottierte, sind uns deshalb nicht bekannt. Wir 
werten dieses Verhalten vor dem Hintergrund des Beschlusses der 
8. Bundesversammlung der Grünen In Hagen. Darin heißt es unter 
anderem: 
Die weitere Einführung neuer IuK-Techniken muß solange mit dem 
Ziel eines Einführungstopps bekämpft werden, bis ihr gesell­
schaftlicher Nutzen und ihre soziale Unschädlichkeit von den 
Befürwortern eindeutig nachgewiesen sind. Jedoch auch schon 
eine spürbare Behinderung der Herrschenden bei der Compute­
risierung der Gesellschaft und der Schaffung des 'Modell- und 
Testmarktes Bundesrepublik' hilft Schaden abzuwenden und trägt 
zur Entwicklung von kritischem Bewußtsein und politischer 
Handlungsbereitschaft in der Bevölkerung bei. 

Als Außenstehende hatten wir streckenweise den Eindruck, daß 
die Mitarbeiter zwar Betriebsversammlungen abhielten, im gro­
ßen und ganzen jedoch mehr in ihrer Alltagsroutine gefangen 
waren. Die Atmosphäre ließ uns deutlich spüren, daß viele 
Mitarbeiterinnen Im Spannungsfeld zwischen Arbeitsanforde­
rungen und verschiedenen politischen Perspektiven resigniert 
haben und auch von daher wenig Interesse an zusätzlichen 
Grundsatzdiskussionen hatten. Darüber hinaus wurden wir oft mit 
einer gewissen Doppelmoral im Umgang mit dem Thema kon­
frontiert. Manche Gegenpositionen erwiesen sich bei näherem 
Hinschauen als parteitaktisch ausformulierte Gedankenkon-
strukte, die nicht geeignet sind, mit dem offensichtlichen Wi­
derspruch zwischen Anspruch und Wirklichkeit umzugehen. Dies 


